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4 2 5 . Verordnung: Ermächtigung von Grenzkontrollstellen zur Ausstellung von Dokumenten,
die österreichischen Staatsbürgern die Ausreise in grenznahe Gebiete von
Nachbarstaaten der Republik Österreich und die Wiedereinreise aus diesen
erleichtern

4 2 6 . Verordnung: Institutsdirektoren-Zulagenverordnung
4 2 7 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Rechtskundigen Dienst
4 2 8 . Verordnung: Ermäßigung von festen Teilbeträgen für bestimmte Waren der Zolltarif-

nummern 18.06, 19.08 und 20.05 nach dem Ausgleichsabgabegesetz
4 2 9 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Nebengebührenverordnung durch den

Verfassungsgerichtshof
4 3 0 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über

Rechts- und Amtshilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangelegen-
heiten

4 2 5 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 12. November 1971 über die
Ermächtigung von Grenzkontrollstellen zur
Ausstellung von Dokumenten, die öster-
reichischen Staatsbürgern die Ausreise in
grenznahe Gebiete von Nachbarstaaten der
Republik Österreich und die Wiedereinreise

aus diesen erleichtern

Auf Grund des § 36 Abs. 2 des Paß-
gesetzes 1969, BGBl. Nr. 422, wird verordnet:

1. Zur Ausstellung von Grenzübertrittskarten
für österreichische Staatsbürger auf Grund des
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien über den Kleinen Grenzverkehr,
BGBl. Nr. 379/1968, werden folgende Grenz-
kontrollstellen ermächtigt:

Bleiburg-Bahnhof
Grablach
Kalch
Langegg
Leifling
Loibltunnel
Minihof-Liebau
Mureck
Rabenstein
Radkersburg
Radlpaß
Raunjak
Rosenbach
Seebergsattel
Sicheldorf
Spielfeld-Bahn

Spielfeld-Straße
Tauka
Wurzenpaß
Zelting

2. Zur Ausstellung von Ausflugscheinen für
österreichische Staatsbürger auf Grund des
Abkommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Bundes-
republik Deutschland über die Erleichterung des
Ausflugsverkehrs, BGBl. Nr. 116/1956, werden
folgende Grenzkontrollstellen ermächtigt:

Ach
Achenwald
Achleiten
Angerhäuser
Bachwirt
Balderschwang
Hafen Bregenz
Burghausen
Dürrnberg
Ehrwald-Bahn
Ehrwald-Schanz
Erl
Ettenau
Felsen-Hütt
Frauenstein
Grän-Enge
Großgmain
Haibach
Hangendenstein
Hanging
Hafen Hard
Hinterriß
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Hinterschiffel
Hohenweiler
Ingling
Jochenstein
Kiefersfelden-Autobahn
Kössen
Kufstein
Kufstein-Bahnhof
Langen
Leutasch-Schanz
Mariahilf
Neustift
Niederndorf
Oberhochsteg
Oberkappel
Obernberg
Oberndorf
Obernzell
Passau-Bahnhof
Passau-Donaulände
Plansee-Ammerwald
Pinswang
Reit im Winkl
Saalbrücke
Saming
Schärding
Scharnitz-Bahn
Scharnitz-Straße
Schattwald
Schönbichl
Schwaigen
Schwarzenberg
Simbach-Bahnhof
Simbach-Innbrücke
Siezenheim
Springen
Steinpaß
Sulzberg
Unterhochsteg
Ursprung
Vils-Bahn
Walserberg-Autobahn
Walserberg-Bundesstraße
Weienried
Wildpichl
Zugspitze-Stollendurchgang

Rösch

426 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 13. No-
vember 1971 zur Durchführung des § 57 des
Gehaltsgesetzes 1956 {Institutsdirektoren-Zu-

lagenverordnung)

Auf Grund des § 57 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 109/1966, Nr. 259/1968 und Nr. 245/
1970 wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler verordnet:

§ 1. Es werden zugewiesen:
a) das Institut für Dolmetschausbildung der

Universität Wien der Dienstzulagen-
gruppe I,

b) das Institut für Dolmetschausbildung der
Universität in Graz der Dienstzulagen-
gruppe II,

c) das Institut für Dolmetschausbildung der
Universität in Innsbruck der Dienstzulagen-
gruppe III,

d) das Institut für Leibeserziehung der Uni-
versität in Wien der Dienstzulagen-
gruppe II,

e) das Institut für Leibeserziehung der Uni-
versität in Graz der Dienstzulagen-
gruppe III,

f) das Institut für Leibeserziehung der Uni-
versität in Innsbruck der Dienstzulagen-
gruppe IV,

g) das Institut für Leibeserziehung der Uni-
versität in Salzburg der Dienstzulagen-
gruppe IV,

h) die Universitäts-Turnanstalt Wien der
Dienstzulagengruppe I,

i) das Universitäts-Turninstitut Graz der
Dienstzulagengruppe II,

j) das Universitäts-Turninstitut Innsbruck der
Dienstzulagengruppe III,

k) das Universitäts-Turninstitut Salzburg der
Dienstzulagengruppe IV,

1) das Institut für Turnen und Sport der
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswis-
senschaften in Linz der Dienstzulagen-
gruppe V.

§ 2. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
wird der § 2 Abs. 3 der Schulleiter-Zulagenver-
ordnung 1966, BGBl. Nr. 192, aufgehoben.

Firnberg

4 2 7 . Verordnung der Bundesregierung
vom 23. November 1971 betreffend die
Ausbildung und die Prüfung für den Rechts-

kundigen Dienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle
1970, BGBl. Nr. 243, wird verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für
den Rechtskundigen Dienst hat jeder Kandidat
den Ausbildungslehrgang (§§ 2 bis 7) zu be-
suchen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, die
Kenntnisse des Kandidaten auf dem Gebiet des
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Verfassungs- und Verwaltungsrechtes im Hin-
blick auf die praktischen Anforderungen der
öffentlichen Verwaltung zu erweitern und zu
vertiefen und ihn in die Grundlagen der Wirt-
schaftspolitik, der angewandten Statistik und des
Verwaltungsmanagements einzuführen.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat siebzehn
Wochen zu dauern und ist beim Bundeskanzler-
amt einzurichten. Er ist mindestens einmal jähr-
lich abzuhalten. Wenn sich weniger als zehn Kan-
didaten zur Ausbildung melden, kann jedoch der
Vorsitzende der Prüfungskommission die Ab-
haltung des Lehrganges um längstens ein Jahr
verschieben.

(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist mindestens zwei Monate vor seinem Beginn
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu ver-
lautbaren.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Be-
dienstete zuzulassen, die seit mindestens acht
Monaten in einer Verwendung stehen, für die
die erfolgreiche Ablegung der Prüfung für den
Rechtskundigen Dienst als Definitivstellungs-
erfordernis vorgeschrieben ist.

(2) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang ist
im Dienstwege bei der Prüfungskommission für
den Rechtskundigen Dienst spätestens vier Wo-
chen vor Beginn des Ausbildungslehrganges zu
beantragen.

(3) Die Dienstbehörde des Kandidaten hat dem
Antrag auf Zulassung zum Ausbildungslehrgang
einen Auszug aus dem Standesausweis anzuschlie-
ßen und den Antrag unverzüglich an die Prü-
fungskommission weiterzuleiten. Der Auszug
aus dem Standesausweis hat die die Person und
die dienstrechtliche Stellung des Kandidaten
betreffenden Angaben, seine Vorbildung und die
Art und Dauer seiner bisherigen Verwendung zu
enthalten.

(4) Über die Zulassung zum Ausbildungslehr-
gang hat der Vorsitzende der Prüfungskommis-
sion zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung
ist die Berufung an den Bundeskanzler zulässig.

§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er
nicht verschuldet hat, mehr als ein Drittel des
gesamten Ausbildungslehrganges versäumt, so
hat er den Besuch des Ausbildungslehrganges ab-
zubrechen und zu seiner Dienststelle zurückzu-
kehren.

(3) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen
Antrag die Zulassung zu einem weiteren Aus-
bildungslehrgang oder zu einem Teil eines
solchen gewährt werden. Auf solche Anträge ist
§ 3 sinngemäß anzuwenden.

(4) Eine neuerliche Zulassung darf nicht erfol-
gen, wenn der Kandidat bereits insgesamt mehr
als drei Monate an solchen Ausbildungslehrgän-
gen teilgenommen hat. In diesem Fall ist das
Erfordernis des Besuches des Ausbildungslehr-
ganges im Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt anzu-
sehen.

§ 5. (1) Die Leitung des Ausbildungslehr-
ganges obliegt dem Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission für den Rechtskundigen Dienst. Für
die Sacherfordernisse und die Besorgung der
Verwaltungsgeschäfte, die mit der Durchführung
des Ausbildungslehrganges verbunden sind, ist
beim Bundeskanzleramt vorzusorgen.

(2) Die Vortragenden des Ausbildungslehr-
ganges sind vom Bundeskanzler zu bestellen.

§ 6. (1) Im Ausbildungskurs sind folgende
Gegenstände vorzutragen:
1. österreichisches Verfassungsrecht unter beson-

derer Berücksichtigung der Judikatur des Ver-
fassungsgerichtshofes ; Verwaltungstätigkeit
und Legistik im Stufenbau der Rechtsordnung;
allgemeine Behördenorganisation im Gesamt-
ausmaß von 51 Stunden;

2. Dienst- und Besoldungsrecht der Bundes-
bediensteten; Personalvertretungsrecht im Ge-
samtausmaß von 17 Stunden;

3. Probleme und Auslegung der Verwaltungs-
verfahrensgesetze und sonstiger im Verwal-
tungsrecht anwendbarer Verfahrensgesetze
und ihre praktische Anwendung an Hand von
Beispielen im Gesamtausmaß von 51 Stunden;

4. folgende Gebiete des Verwaltungsrechtes:
a) Bildung (Schul- und Hochschulrecht, Recht

der Wissenschaft und Forschung, Recht
der Massenmedien, Sport- und Volks-
bildungsrecht), Kunst (Vorschriften über
Kunst und Denkmalschutz) und Kultus-
recht im Gesamtausmaß von 34 Stunden;

b) Finanzrecht (Haushaltsrecht des Bundes,
Bank-, Geld- und Kreditwesen, Finanz-
ausgleich, Gebührenrecht und die Grund-
züge des übrigen Abgabenrechtes und des
staatlichen Rechnungswesens) im Gesamt-
ausmaß von 34 Stunden;

c) Gesundheitswesen (Lebensmittelrecht, Vor-
schriften über die Verhütung und Bekämp-
fung übertragbarer Krankheiten, das Sani-
täts-, Krankenpflege-, Apotheken- und
Arzneimittelwesen, das Giftwesen, die Heil-
berufe, das Heilquellen- und Kurorte-
wesen und den Umweltschutz) im Gesamt-
ausmaß von 17 Stunden;

d) Land- und Forstwirtschaft (Landwirt-
schaftsrecht, landwirtschaftliche Marktord-
nung, Landarbeitsrecht, Forstrecht, Wasser-
recht, Vorschriften über Jagd, Fischerei,
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Naturschutz, Tierschutz und Veterinär-
wesen) im Gesamtausmaß von 34 Stunden;

e) Polizeiverwaltungsrecht (Vorschriften über
das Melde- und Ausweiswesen, die Fremden-
polizei, die Sicherheitspolizei, die Polizei-
aufsicht, das Vereins- und Versammlungs-
wesen, das Waffen- und Sprengmittel-
wesen, das Strafregister, die Sittlichkeits-
polizei, die Pressepolizei, die Straßenpolizei,
das Auswanderungswesen und das Samm-
lungswesen), Staatsbürgerschaftsrecht und
Personenstands- und Volkszählungswesen
im Gesamtausmaß von 51 Stunden;

f) Sozialrecht (Arbeitsrecht, Dienstnehmer-
schutz, Sozialversicherungsrecht, Fürsorge-,
Jugendschutz- und Jugendwohlfahrtsrecht
und Kriegsfolge- und Wiedergutmachungs-
recht) im Gesamtausmaß von 51 Stunden;

g) Recht der Technik (Baurecht, Straßen-
baurecht, Wohn- und Siedlungswesen,
Ingenieur- und Ziviltechnikerwesen,
Raumordnung, Energierecht einschließlich
der Vorschriften über Elektrotechnik und
Starkstromwege, Beschußwesen, Maschinen-
und Dampfkesselwesen) im Gesamtausmaß
von 25 Stunden;

h) Verkehrswesen (einschließlich Post- und
Fernmeldewesen) im Gesamtausmaß von
34 Stunden;

i) Wehrrecht im Gesamtausmaß von 17 Stun-
den;

j) Recht der Wirtschaft (Gewerberecht, ge-
werblicher Rechtsschutz, Patentrecht, Ver-
sicherungsrecht, Kartellrecht, Wirtschafts-
förderung, Preisrecht, Recht der Außen-
wirtschaft und Bergrecht) im Gesamtaus-
maß von 26 Stunden;

5. Wirtschaftspolitik im Gesamtausmaß von
14 Stunden;

6. angewandte Statistik, insbesondere Demo-
graphie und Wirtschaftsstatistik einschließlich
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung im Ge-
samtausmaß von 10 Stunden;

7. Verwaltungsmanagement, insbesondere Tech-
nik der Verwaltungsorganisation, Anwendung
der elektronischen Datenverarbeitung im Be-
reich der Bundesverwaltung, Methoden der
Menschenführung, Methoden der Verhand-
lungsführung und Diskussionstechnik im Ge-
samtausmaß von 44 Stunden.

(2) Die Vorträge sind zeitlich so anzuordnen,
daß in jedem Fall mindestens eine durchgehende
Vortragsstunde gehalten wird. Aus Gründen
der Zweckmäßigkeit können mehrere Vortrags-
stunden desselben Gegenstandes zusammengelegt
werden. Die Gesamtzahl der Vortragsstunden der
einzelnen Gegenstände darf sich dadurch nicht
ändern.

(3) Sind für einzelne Teilgebiete eines Gegen-
standes verschiedene Vortragende bestellt, so
entscheidet der Vorsitzende der Prüfungskom-
mission über die Aufteilung der vorgesehenen
Vortragsstunden auf die einzelnen Teilgebiete.

§ 7. Nach Möglichkeit sind mehrere Exkur-
sionen zu Ämtern und Betrieben durchzuführen,
um den Kandidaten Einblick in die Praxis von
Verwaltungs-, Gerichts- und Betriebsbereichen
zu ermöglichen. Die Exkursionen sind so anzu-
setzen, daß die Abhaltung der vorgesehenen Vor-
tragsstunden nicht beeinträchtigt wird.

Prüfung

§ 8. Die Prüfung für den Rechtskundigen
Dienst ist schriftlich und mündlich abzuhalten.

§ 9. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist,
auf Grund von zur Verfügung gestellten Akten
Rechtsprobleme schwieriger Natur zu klären
und eine aktenmäßige Erledigung (Erlassung eines
Bescheides) vorzunehmen.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausur-
arbeit abzuhalten; ihre Dauer ist mit acht Stun-
den zu bemessen. Es sind dabei zwei Themen aus
dem Bereich des Verwaltungsrechtes (§ 6 Abs. 1
Z. 4) zu bearbeiten. Eines der beiden Themen
ist dem Verwendungsbereich des Kandidaten zu
entnehmen. Im Bedarfsfall ist der im § 6 Abs. 1
Z. 2 angeführte Gegenstand heranzuziehen.

(3) Die Themen sind von jenen Mitgliedern
des Prüfungssenates zu erstellen, die vom Vor-
sitzenden des Prüfungssenates hiefür bestimmt
werden.

§ 10. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prü-
fung umfaßt folgende Gegenstände:
1. die Verwaltungsverfahrensgesetze und die

Grundzüge der übrigen im Verwaltungsrecht
anwendbaren Verfahrensgesetze;

2. Verwaltungsrecht (§ 6 Abs. 1 Z. 4) unter be-
sonderer Bedachtnahme auf den Verwendungs-
bereich des Kandidaten;

3. Grundzüge der Wirtschaftspolitik;
4. Grundzüge der angewandten Statistik.

§ 11. (1) Sitz der Prüfungskommission ist das
Bundeskanzleramt.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte des höheren Dienstes oder
einer gleichwertigen Verwendungsgruppe bestellt
werden; Vortragende des Ausbildungslehrganges
sind dabei vorzugsweise zu berücksichtigen.

(3) Die Prüfungssenate bestehen aus einem Vor-
sitzenden und vier weiteren Mitgliedern. Der
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Vorsitzende hat zumindest einen Gegenstand
des allgemeinen Teiles der mündlichen Prüfung
selbst zu prüfen. Für den im § 10 Abs. 2 Z. 2
angeführten Gegenstand sind je Kandidaten zwei
Prüfer zu bestellen. Der Vorsitzende des Prü-
fungssenates und die Prüfer des allgemeinen
Teiles und der im § 10 Abs. 2 Z. 1 und 2 ange-
führten Gegenstände müssen rechtskundig sein.

Schlußbestimmungen

§ 12. (1) Diese Verordnung tritt am 1. August
1972 in Kraft.

(2) Die Kaiserliche Verordnung vom 10. Okto-
ber 1854, RGBl. Nr. 262, die durch das Bundes-
gesetz, BGBl. Nr. 334/1965 als auf Gesetzesstufe
stehend bezeichnet wurde, tritt gemäß Art. III
Abs. 3 der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle
1970 mit Ablauf des 31. Juli 1972 so weit außer
Kraft, als nicht § 3 der Verordnung des Justiz-
ministeriums vom 11. Oktober 1854, RGBl.
Nr. 264, etwas anderes bestimmt.

Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger

Moser Leodolter

428 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 29. November 1971 über die
Ermäßigung von festen Teilbeträgen für be-
stimmte Waren der Zolltarifnummern 18.06,
19.08 und 20.05 nach dem Ausgleichsabgabe-

gesetz

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Ausgleichs-
abgabegesetzes, BGBl. Nr. 219/1967, wird in
Verbindung mit § 6 des Zolltarifgesetzes 1958,
BGBl. Nr. 74, verordnet:

Artikel I

Der feste Teilbetrag der Ausgleichsabgabe
wird für die nachstehend angeführten Waren wie
folgt ermäßigt:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1972 in
Kraft und verliert ihre Wirksamkeit mit Ablauf
des 30. Juni 1972.

Androsch

429. Kundmachung der Bundesregierung
vom 16. November 1971 über die Aufhebung
des § 4 Abs. 1 lit. b und Abs. 3 der Neben-
gebührenverordnung durch den Verfassungs-

gerichtshof
Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-

sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den Bestimmungen der §§ 60 und 61 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 1. Juli 1971, V 28/70-12, den § 4 Abs. 1
lit. b und Abs. 3 der Verordnung der Bundes-
regierung vom 20. Juli 1948, BGBl. Nr. 173, über
die Nebengebühren der Bundesbeamten (Neben-
gebührenverordnung) als gesetzwidrig aufge-
hoben.

Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Frühbauer
Lütgendorf Moser Firnberg Leodolter

430.

Nachdem der am 11. September 1970 in Bonn unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über Rechts- und Amtshilfe in Zoll-, Verbrauch-
steuer- und Monopolangelegenheiten, welcher also lautet:

V E R T R A G

zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über Rechts-
und Amtshilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer-

und Monopolangelegenheiten

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
und

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

in dem Wunsch, die gegenseitige Rechts- und
Amtshilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer- und Mono-

polangelegenheiten zu regeln, sind wie folgt über-
eingekommen:

Artikel 1

A n w e n d u n g s b e r e i c h

(1) Die Vertragstaaten verpflichten sich, auf
der Grundlage der Gegenseitigkeit nach den Be-
stimmungen dieses Vertrages im Bereich der Zoll-
vorschriften und der Vorschriften über Ver-
brauchsteuern und Monopole, deren Verwaltung
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jeweils dem Bund obliegt, Rechts- und Amts-
hilfe zu leisten.

(2) Zollvorschriften im Sinne dieses Vertrages
sind alle Rechtsvorschriften, auf Grund deren
Zölle oder sonstige Ein- und Ausgangsabgaben
erhoben oder erstattet werden. Hiezu gehören
auch die Vorschriften der landwirtschaftlichen
Marktorganisationen, nach denen Abschöpfungen
und Erstattungen bei der Ein- oder Ausfuhr
vorgenommen werden.

Artikel 2

U m f a n g d e r R e c h t s - u n d A m t s -
h i l f e

(1) In dem in Artikel 1 bezeichneten Bereich
ist Rechts- und Amtshilfe zu leisten:

a) in Ermittlungs-, Festsetzungs-, Rechtsbe-
helfs- und Rechtsmittelverfahren;

b) in österreichischen Verwaltungsstrafverfah-
ren und in deutschen Bußgeldverfahren,
ferner in Strafverfahren, soweit die öster-
reichischen Finanz(Zoll)behörden im
Dienste der gerichtlichen Strafrechtspflege
tätig oder die deutschen Zollbehörden für
die Ermittlungen zuständig sind; Verhaf-
tungen sind von der Rechts- und Amts-
hilfe ausgenommen;

c) in Vollstreckungsverfahren; bei Verfahren
nach lit. b jedoch nur zur Vollstreckung
von Geldstrafen, Geldbußen und Kosten.

(2) Ein Ersuchen um Rechts- und Amtshilfe
darf nicht gestellt werden,
1. wenn Auskünfte oder Gutachten von Personen,

die nicht als Abgabepflichtige beteiligt sind,
eingeholt werden sollen, soweit der ersuchende
Staat nach seiner Gesetzgebung nicht in der
Lage wäre, entsprechende Auskünfte oder Gut-
achten zu verlangen;

2. soweit das Ersuchen auf Mitteilung von Tat-
sachen oder Rechtsbeziehungen gerichtet ist
und die Kenntnis dieser nur auf Grund von
Auskunfts-, Anzeige- oder Gutachterpflichten
gewonnen werden kann, die in dem Gebiete
des ersuchenden Staates nicht bestehen.

(3) Die Finanz(Zoll)behörden teilen einander
soweit wie möglich Wahrnehmungen mit, die
der Erfassung abgabenrechtlich bedeutsamer Sach-
verhalte oder der Verhinderung oder Verfolgung
von erheblichen Zuwiderhandlungen gegen die
in Artikel 1 bezeichneten Rechtsvorschriften
dienen können.

Artikel 3

P f l i c h t z u r G e h e i m h a l t u n g

Anfragen, Auskünfte, Anzeigen und Gutach-
ten sowie sonstige Mitteilungen, die nach diesem
Vertrag einem Vertragstaat zugehen, unterliegen
der Geheimhaltungspflicht nach den gesetzlichen
Vorschriften dieses Vertragstaates.

Artikel 4

A u s n a h m e n v o n d e r V e r p f l i c h -
t u n g z u r R e c h t s - u n d A m t s h i l f e

Rechts- und Amtshilfe kann verweigert
werden, wenn der ersuchte Staat der Ansicht ist,
daß die Erledigung des Ersuchens geeignet ist,
die Souveränität, die Sicherheit, die öffentliche
Ordnung (Ordre public) oder andere wesentliche
Interessen seines Landes zu beeinträchtigen.

Artikel 5
F o r m u n d I n h a l t d e r R e c h t s - u n d

A m t s h i l f e e r s u c h e n
(1) Das Ersuchen ist schriftlich zu stellen.

Die zu seiner Durchführung erforderlichen
Schriftstücke einschließlich etwaiger ihm zugrunde
liegender Verfügungen oder Entscheidungen der
zuständigen Behörde sind in Urschrift, Ausferti-
gung, beglaubigter Ablichtung oder beglaubigter
Abschrift beizufügen.

(2) Das Ersuchen oder die ihm nach Absatz 1
beizufügenden Schriftstücke sollen folgende An-
gaben enthalten:

1. die Behörde, von der das Ersuchen ausgeht,
2. die Art des Verfahrens,
3. den Gegenstand und den Grund des Er-

suchens,
4. Namen und Anschrift der am Verfahren

Beteiligten,
5. eine kurze Sachverhaltsdarstellung mit

rechtlicher Würdigung.

Artikel 6
G e s c h ä f t s w e g u n d Z u s t ä n d i g k e i t

(1) Der Rechts- und Amtshilfeverkehr findet
unmittelbar zwischen den Finanz(Zoll)behörden
der Vertragstaaten statt.

(2) Finanzgerichte haben im Rahmen dieses
Vertrages die gleichen Befugnisse und Pflichten
wie die Finanz(Zoll)behörden.

(3) Ist die ersuchte Behörde für die Erledigung
des Ersuchens nicht zuständig, so hat sie das
Ersuchen an die zuständige Behörde weiterzu-
leiten und davon die ersuchende Behörde zu
benachrichtigen.

Artikel 7
E r l e d i g u n g d e r E r s u c h e n

(1) Bei der Erledigung der Ersuchen ist das
Recht des ersuchten Staates anzuwenden; die er-
suchte Behörde hat die zur Durchführung der
Ersuchen erforderlichen behördlichen oder ge-
richtlichen Maßnahmen herbeizuführen. Dem
Verlangen der ersuchenden Behörde, in bestimm-
ter Weise zu verfahren oder die Anwesenheit
ihres Vertreters bei der vorzunehmenden Hand-
lung zu gestatten, ist zu entsprechen, sofern
das Recht des ersuchten Staates dies nicht ver-
bietet.

(2) Die ersuchende Behörde ist auf ihr Ver-
langen von der Zeit und dem Ort der auf
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das Ersuchen vorzunehmenden Handlung zu be-
nachrichtigen.

(3) Soweit dem Ersuchen nicht entsprochen
werden kann, ist die ersuchende Behörde hievon
unter Angabe der Gründe und der sonst bekannt-
gewordenen Umstände, die für die Weiterfüh-
rung der Sache von Bedeutung sein könnten,
unverzüglich zu benachrichtigen.

Artikel 8
A k t e n u n d a n d e r e G e g e n s t ä n d e

(1) Auf Verlangen des ersuchenden Staates
wird die Einsicht in Akten und andere Unter-
lagen sowie die Abschriftnahme daraus gewährt.
Die Übersendung von Akten und sonstigen
Schriftstücken in Urschrift soll nur verlangt
werden, wenn die Erteilung einer Auskunft oder
die Übersendung von Abschriften (Ablichtungen)
nicht ausreicht.

(.2) Übergebene Akten, Schriftstücke in Ur-
schrift und andere Gegenstände sind der er-
suchten Behörde sobald wie möglich zurückzu-
geben; daran bestehende Rechte des ersuchten
Staates oder dritter Personen bleiben unberührt.

Artikel 9
K o s t e n

Gebühren und Auslagen, die bei der Erledigung
von Rechts- und Amtshilfeersuchen entstehen,
werden nicht erstattet. Ausgenommen sind die
an Sachverständige gezahlten Entschädigungen.

Artikel 10
Z u s t e l l u n g e n

(1) In einem Zustellungsersuchen ist, abwei-
chend von Artikel 5 Abs. 2, keine Sachverhalts-
darstellung erforderlich.

(2) Die Zustellung eines Schriftstückes wird
durch eine mit der Angabe des Zustellungstages
versehene Empfangsbestätigung des Empfängers
oder durch eine Bescheinigung der ersuchten Be-
hörde über die Form und die Zeit der Zustellung
nachgewiesen.

Artikel 11
Vollstreckung

(1) Dem Ersuchen um Vollstreckung ist eine
Ausfertigung des Exekutionstitels (Entschei-
dung, Rückstandsanzeige, Rückstandsausweis) so-
wie eine Bescheinigung der zuständigen Ober-
finanzdirektion oder der zuständigen Finanzlan-
desdirektion beizufügen, daß die dem Ersuchen
zugrunde liegende Entscheidung unanfechtbar
und vollstreckbar ist.

(2) Exekutionstitel, die den Bestimmungen des
Absatzes 1 entsprechen, sind von der zuständigen
Oberfinanzdirektion oder Finanzlandesdirektion
des ersuchten Staates anzuerkennen und für voll-
streckbar zu erklären. Artikel 4 bleibt unberührt.

(3) Die Vollstreckung wird in der Währung
des ersuchten Staates durchgeführt. Zu diesem

Zweck hat die Oberfinanzdirektion oder Finanz-
landesdirektion den zu vollstreckenden Geldbe-
trag in ihre Landeswährung umzurechnen. Für
die Umrechnung maßgebend ist in der Bundes-
republik Deutschland der in Frankfurt am Main
festgestellte amtliche Devisenkurs für telegraphi-
sche Auszahlung und in der Republik Österreich
der an der Wiener Börse notierte Devisenkurs
für Zahlung Frankfurt am Main an dem Tage,
an dem das Ersuchen bei der Oberfinanzdirektion
oder der Finanzlandesdirektion eingegangen ist.

(4) Die Exekutionstitel werden in der gleichen
Weise wie gleichartige Exekutionstitel des ersuch-
ten Staates vollstreckt.

(5) Über Einwendungen gegen die Maßnahmen
nach den Absätzen 2 und 3 sowie gegen die
Zulässigkeit oder die Art der Vollstreckung ent-
scheidet die zuständige Behörde des ersuchten
Staates nach dessen Recht.

(6) Einwendungen gegen das Bestehen, die
Höhe oder die Vollstreckbarkeit des Anspruches,
dessen Erfüllung erzwungen werden soll, sind
von der zuständigen Behörde des ersuchenden
Staates nach dessen Recht zu erledigen. Werden
solche Einwendungen bei der ersuchten Behörde
erhoben, so sind sie der ersuchenden Behörde
zu übermitteln, deren Entscheidung abzuwarten
ist; Maßnahmen zur Sicherung der Vollstreckung
können getroffen werden.

Artikel 12

S i c h e r u n g s m a ß n a h m e n

Auf Grund eines vollstreckbaren, jedoch nicht
unanfechtbaren Exekutionstitels kann nur um
Vornahme von Sicherungsmaßnahmen ersucht
werden. Artikel 11 ist sinngemäß anzuwenden.

Artikel 13

R a t e n z a h l u n g u n d S t u n d u n g

Bei Ersuchen um Vollstreckung entscheidet
über die Gewährung von Ratenzahlung und Stun-
dung die Behörde des ersuchten Staates. Der
ersuchenden Behörde ist vor einer Entscheidung
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Von der
Entscheidung ist die ersuchende Behörde unver-
züglich zu benachrichtigen.

Artikel 14

U n e i n b r i n g l i c h k e i t

Sind nach den Vorschriften des ersuchten
Staates die Voraussetzungen der Niederschlagung
oder der Aussetzung der Einbringung wegen
Uneinbringlichkeit gegeben, so hat die ersuchte
Behörde das Ersuchen um Vollstreckung mit
einer Bescheinigung über das Vorliegen der Vor-
aussetzungen und mit den hiefür vorhandenen
Belegen an die ersuchende Behörde zurückzu-
leiten.
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Artikel 15

Ü b e r w e i s u n g b e i g e t r i e b e n e r Be-
t r ä g e

Beträge, die auf Grund eines Ersuchens um
Vollstreckung beigetrieben worden sind, werden
der ersuchenden Behörde überwiesen. Ausgenom-
men sind Gebühren und Kosten, die nach dem
Recht des ersuchten Staates zu erheben waren.

Artikel 16

D u r c h f ü h r u n g des V e r t r a g e s

Der Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich und der Bundesminister der Finanzen
der Bundesrepublik Deutschland — soweit die
Finanzgerichte betroffen sind, der Bundesminister
der Justiz der Bundesrepublik Deutschland —
können bei der Behandlung von Fragen, die
sich aus diesem Vertrag ergeben, unmittelbar
miteinander verkehren und sollen die zur An-
wendung dieses Vertrages erforderlichen Durch-
führungsbestimmungen im gegenseitigen Einver-
nehmen erlassen. Sie werden sich bemühen,
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus-
legung oder Anwendung des Vertrages auftreten,
im gegenseitigen Einvernehmen zu lösen.

Artikel 17
G e l t u n g s b e r e i c h

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik

Deutschland der Bundesregierung der Republik
Österreich innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige Er-
klärung abgibt.

Artikel 18
R a t i f i k a t i o n , I n k r a f t t r e t e n u n d

K ü n d i g u n g

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden sollen sobald wie mög-
lich in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Dieser Vertrag kann unter Einhaltung
einer Frist von mindestens sechs Monaten zum
Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. In
diesem Fall tritt der Vertrag mit Ablauf dieses
Kalenderjahres außer Kraft.

GESCHEHEN zu Bonn, am 11. September
1970 in zwei Urschriften.

Für die Republik
Österreich:

Dr. Josef Hammerschmidt

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

Paul Frank
Hans Hutter

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 6. April 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Vertrag wurden am 12. November 1971 aus-
getauscht; somit tritt der Vertrag gemäß seinem Artikel 18 Absatz 2 am 12. Dezember 1971 in
Kraft.

Kreisky


